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 Vizepräsident Dr. Gerhard Papke:. Ich eröffne die Aussprache und erteile für die an- 

tragstellende FDP-Fraktion Frau Kollegin Schneider das Wort.  

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Gesundheit 

wird als ein wichtiges und in vielen Belangen und Bereichen schützenswertes Gut angesehen. 

Für mich und die FDP-Fraktion im Landtag gelten aber auch immer die Prinzipien des Rechts 

auf freie Entfaltung des Einzelnen und das Prinzip der Eigenverantwortung, und zwar in allen 

Politikbereichen – auch in der Gesundheitspolitik.  

Genau auf diesen Prinzipien der Eigenverantwortung, der Entfaltung des Einzelnen – des 

Kneipengängers und des Kneipiers gleichermaßen – gründete das Nichtraucherschutzgesetz 

der schwarz- gelben Landesregierung. Es fand einen sinnvollen und geachteten Ausgleich 

zwischen dem Wunsch vieler Menschen, nach Feierabend in der Stamm-  
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kneipe an der Ecke eine Zigarette zu rauchen, und den berechtigten Interessen der Bürgerinnen 

und Bürger, die im Restaurant ihr Essen ohne lästigen Zigarettengestank genießen wollten.  



Niemand stellte ernsthaft diese bewährte Regelung infrage – niemand, bis zu den Zeitpunkt, 

an dem die personifizierten Moralapostel, also die grüne Landtagsfraktion, ein rigoroses 

Antirauchergesetz in Nordrhein-Westfalen durchboxen wollten, auch gegen Widerstände beim 

roten Koalitionspartner.  

Dass die Politik des erhobenen Zeigefingers Ihnen – den Kolleginnen von Bündnis 90/Die 

Grünen – gehörig auf die Füße gefallen ist, scheinen einige Ihrer Berliner Kollegen 

mittlerweile schon festzustellen.  

(Zuruf von der SPD)  

Trotzdem kann man sich nur die Augen reiben, wenn dieselben Personen, die noch vor einem 

halben Jahr massiv an der Steuer- und Abgabenschraube drehen und unser Land mit einer Ver- 

botswelle überziehen wollten, nun in einem Parteileitpapier verkünden, dass Freiheit grün sei. 

Das Rauchen gehört dazu natürlich nicht, wohl aber, wie vom Spitzenpersonal der Grünen im 

Bund gefordert, der Konsum von Cannabis, der flächendeckend legalisiert werden soll. Alles 

nachzulesen auf Ihrer Homepage.  

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, nach Verabschiedung Ihres 

Nichtraucherschutzgesetzes haben sich unglaublich viele Menschen an mich gewandt, die wie 

ich die Novellierung für völlig unverhältnismäßig und überzogen halten. Die traditionelle 

Kneipenkultur wird in Gefahr gesehen. Wirte berichten mir von empfindlichen 

Umsatzeinbußen. Auch die DEHOGA verzeichnete schon kurz nach Inkrafttreten des 

Gesetzes ein Kneipensterben. In meiner Heimatstadt schloss bereits wenige Wochen nach 

Inkrafttreten dieses Rauchverbots die erste Eckkneipe. Dies alles drückt eine Tendenz aus.  

Gerade deshalb fordern wir in unserem Antrag, dass die Landesregierung nun endlich eine 

umfassende Evaluierung ihres Nichtraucherschutzgesetzes auf den Weg bringen muss.  

(Beifall von der FDP)  

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, eine aktuelle und repräsentative Umfrage aus 

den letzten Tagen ließ aufhorchen: 63 % der Befragten würden das ausnahmslose Rauchverbot 

in Kneipen ablehnen.  



Frau Ministerin Steffens, in Ihrer Rede vom 21. Juni 2013 berichteten Sie stolz, dass in einer 

Umfrage der Zuspruch für Ihr rigoroses Gesetz bei 82 % läge.  

(Ministerin Barbara Steffens: Genau!)  

Was zeigt uns das? – Entweder war die von Ihnen zitierte Umfrage falsch oder die 

Unterstützung für Ihre Regelung lässt rapide nach. 

Es wird also Zeit, dass Sie sich aufmachen und prüfen, ob Ausnahmen vom Rauchverbot in 

Einraumkneipen oder Festzelten nicht doch wünschenswert sind.  

(Beifall von der FDP)  

Denn in derselben Rede hatten Sie in der Erwiderung auf meinen Fraktionschef Christian 

Lindner ja eine Evaluation nach einem Jahr angeboten.  

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, es ist zweifellos Aufgabe des Staates, 

politische Rahmenbedingungen so auszugestalten, dass die Menschen in Nordrhein-Westfalen 

vor gesundheitlichen Risiken geschützt werden. Ausdruck gesellschaftlicher Liberalität muss 

es aber auch sein, unseren Bürgern und Bürgerinnen möglichst große Freiräume in der 

persönlichen Entfaltung zu geben.  

Es ist und bleibt richtig, das Rauchen in öffentlichen Gebäuden, zum Beispiel in 

Krankenhäusern, Schulen usw., zu untersagen. Hier hat man keine Wahl, ob man eintreten 

möchte oder nicht.  

In einer Eckkneipe sieht es da schon anders aus. Hier suchen die Menschen Entspannung und 

Geselligkeit mit oder ohne Zigarette. Niemand wir hier einen Kindergeburtstag feiern oder 

eine Krabbel- gruppe veranstalten. An der Tür steht oder vielmehr stand: Hier wird geraucht. – 

Jeder konnte selbst entscheiden, ob er diese Kneipe betritt oder nicht.  

Jetzt rauchen die Menschen vor der Tür unter Heizpilzen. Aber die wollen Sie ja auch noch 

verbieten.  



Warum soll es solche Eckkneipen nicht mehr geben, Frau Ministerin? Warum entzieht man 

hier Wirten, die jahrelang brav ihre Steuern gezahlt haben, ihre Existenzgrundlage?  

In anderen gesundheitspolitischen Debatten kämpfen Sie stets für den mündigen Patienten. 

Durch Ihr Nichtraucherschutzgesetz, durch das rot-grüne Bevormundungsgesetz, wird 

allerdings das Gegenteil erreicht: die Entmündigung vieler Bürgerinnen und Bürger.  

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, Liberale wollen keinen Staat, der uns 

vorschreibt, was wir wann zu essen haben, wann wir Auto fahren dürfen oder wann wir was 

einkaufen sollen. Sprich: Wir wollen keinen Staat, der vorschreibt, wie wir unser Leben zu 

leben haben. Getreu dem Motto „Verbote verbieten“ stehen wir Liberale für die tolerante 

Bürgergesellschaft und für das Recht auf Selbstbestimmung. – Ich danke Ihnen.  

(Beifall von der FDP)  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, Frau Abgeordnete. – Für die SPD-Fraktion 

erteile ich Herrn Kollegen Yüksel das Wort. Bitte schön.  

 


